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V 2R 161/57
Verkündet 

am 2. Ju li 1958 
Hirth, Justizangestellter 

als ürkundsbeamter der Ge­
sch äftss te lle

2360 063

Xm K a m e e  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

der Fabrikantenehefrau Hildegard

Klägerin, Berufungsklägerin 
und Reviaionaklägerin,

-  Prozeßbevollmäohtigter? Rechtsanwalt

gegen
die Bipl. Laodsirtg-Ehefrau Elisabeth
in

Beklagte, Berufungsbeklagte 
und Revisionsbeklagte,

-  Prozeßbevollmächtigter: Rechteanwalt Prof. Br.

hat der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 2. Juli 1958 unter Mitwirkung der 
Bundeerichter Br. Augustin, Schuster, Br. Rothe, Br. Freitag 
und Br. Mattem

fü r Recht erkannt? .

Bie Revision gegen das Urteil des 
5. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
München vom 29. Mai 1957 wird auf Kosten 
der Klägerin zurückgewiesen.

Von Rechts wegen

• * *  .  'S



Tatbestand

Die Klägerin hat den etwa ein Jahr zuvor gekauften, 
ungefähr 3 ha umfassenden mit Zubehör durch no­
ta rie lle n  Vertrag vom 5. November 1952 fü r 38 000 DM an 
die von der Beklagten vertretene Mutter der Beklagten ver­
kauft und zum überwiegenden Teil aufgelassen. Durch nota­
r ie lle n  "Beriohtigungsnachtrag" vom 3. Juni 1953 t r a t  die 
Beklagte se lbst in  eigenem Namen ansta tt der Mutter in  die 
Käuferstellung ein , ohne daß der übrige Vertragstext geändert 
wurde« Bin Teil des Kaufgeländes war bei Kaufabschluß noch 
nicht vermessen, bei der späteren Vermessung ergab sich 
eine Maßdifferenz; h insich tlich  eines andern Teils, war ein 
Geländetauech mit einem D ritten  (Weibliche S t. Josefskongre­
gation vom I I I .  Orden des heiligen Pranziskus in  TJrsberg) 
vorgesehen; das führte am 13* Oktober 1953. zu zwei weiteren 
notariellen  Verträgen, in  denen Teilgelände an die Beklagte 
"abgetreten11 wurde, im einen Vertrag von der Klägerin selbst 
unter g le ichzeitiger Auflassung, im andern Vertrag zu Lasten 
der Klägerin von einem D ritten (von K■■M  mit der P flich t 
zur Auflassung sofort nach der insoweit auch damals noch 
ausstehendefc Vermessung. Die Eintragung der Klägerin als 
Eigentümerin im Grundbuch fand erst im Pebruar 1954 s ta t t .

Der Kaufvertrag vom 5. November 1952 und der zwischen ; 
den Parteien.abgeschlossene Grundabtretungsvertrag vom 
13* Oktober 1953 sind bauemgerichtlioh und nach dem Wohn­
siedlungsgesetz genehmigt; der "Berichtigungsnachtrag" vom 
3. Juni 1953 e rh ie lt ebenfalls die bauerngerichtliche Ge­
nehmigung; über eine Genehmigung dieses Vertrages nach dem 
Wohnsiedlungsgesetz sowie über eine Genehmigung des Vertrags 
vom 13. Oktober 1953 mit von s t e l l t  das angegriffene
U rteil nichts fe s t.



S eit Dezember 1952 hat die Beklagte das Kernstuok 
des Geländes in  Besitz und Nutzung, den Best s e it  Okto­
ber 1953; sie  betre ib t mit ihrem Ehemann dort eine Hühner­
farm*

Vom Kaufpreis hat die geklagte die am 30* November 
1952 fä llig e  Anzahlung von 18 000 DM rech tze itig  gelei­
s te t  | der Kaufpreisrest von 20 000 DM, der nach dem Ver­
trags wortl apt «ebenfalls unverzinslich und bis längstens 
1. Februar 1953 ohne Mahnung oder Kündigung zur Zahlung 
fällig«  war, wurde nicht bezahlt.

Mit Schreiben vom 17. November 1953 setzte  die Klägerin 
der Beklagten Nachfrist zur Zahlung b i s '2 . .Dezember 1953 
unter Ablehnungsandrohung. Am 4. Dezember 1953 erk lärte  sie 
den R ücktritt vom Kaufvertrag. Noch im gleichen Monat ver­
äußerte s ie  das Anwesen ohne Zubehör fü r 35 630 DM an den 
Kaufmann Emil Bjg/fk weiter, reichte die vorliegende Klage 
ein und erwirkte eine (grundbuchlich vollzogene und bisher 
nicht aufgehobene) einstweilige Verfügung, die der Beklag­
ten fü r die Dauer dieses R echtsstreits den Grundbuchvollzug 
der Auflassung an sie verb ie te t.

Mit der Klage verlangt die Klägerin Zug um 2ug gegen 
Rückzahlung des empfangenen Kaufpreis te i ls  die Herausgabe 
und Räumung a lle r  Grundstücke samt dem mitverkauften Zube­
hör sowie Abgabe der zur Herbeiführung oder Festigung der ‘ 
Eigentümers teliung der Klägerin erforderlichen Erklärungen 
(soweit bereits Auflassung erk lärt war -  nämlich hinsicht­
lich  der meisten Grundstücke -s Einwilligung in  die Aufhe­
bung der Auflassung; soweit nur eine Auflasaungspflicht be­
stand« Freistellung von ih r; soweit die Beklagte unmittel-
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bar aus d r i t te r  Hand erwerben so llte  -  h insich tlich  des 
vom Vertrag vom 13. Oktober 1953 mit yon K lH ^  betroffe­
nen Grundstücks -s Erklärung der Auflassung).

Die Beklagte hat Klagabweisung beantragt. Sie verneint 
eigenen Verzug und ein Itticktrittsrecht der Klägerin; sie 
macht Behlen oder B ortfall der Gescbäftsgrundlage hinsicht­
lic h  der vertraglichen Zahlungszeit, Verwirkung des Riiclc- 
tr i t ts re c h ts  und A rglist der Klägerin geltend. Sie träg t ■ 
im wesentlichen vors Der Zeitpunkt zur Zahlung des Kauf­
p re is e s  tes se i nach Kenntnis beider V ertragsteile von 
vornherein davon abhängig gewesen, wann die Beklagte das 
ih r  zugesagte Flüchtlingsdariehen aus lastenausgleichsm itteln 
erhalte; die Bearbeitung dieses Kreditantrags habe sich in­
folge der späten Beschaffung der vermessungs- und grund- 
buchmäßigen Unterlagen durch die Klägerin vorzögert; die 
Klägerin habe die Kaufpreisanzahlung nicht im erfo rderli­
chen Umfang zur Abwendung einer Grundsohuideintragung ver­
wendet und se i dadurch selbst vertragsuntreu geworden.

Das Landgericht hat die Klage als unbegründet abgewie-
sfen.

In der Berufungsinstanz hat die Klägerin den Klagan­
trag  wiederholt m it. der Maßgabe, daß äie die Zug-um-Zug- 
Leistung in  Obereinstimmung mit dem H ilfsantrag der Beklag­
ten auf 24 081 DM beziffe rte  (wovon 18 120,03 DM an die 
Beklagte und 5 960,97 DM an einen Gläubiger vpn ih r  gezahlt 
werden so llen ). Mit Schriftsatz  vom 4. April 1957 hat die 
Klägerin die Anfechtung "des streitgegenständigen Kaufver­
trags" wegen a rg lis tig e r Täuschung (über das alsbaldige 
Zurverfügungstehen eines Kredits für die Restzahlung) e rk lä rt.
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Das Oberlandesgericht hat die Berufung der Klägerin 
als unbegründet zurückgewiesen.

Mit der Revision verfolgt die Klägerin ihren Beru­
fungsantrag weiter, fürsorglich beantragt s ie  Zurückver­
weisung. Sie rügt Verletzung des materiellen und des Ver- 
fahrensrechts, insbesondere der §§ 286 ZPO und 242 BOB 
sowie der Denkgesetze. Die Beklagte begehrt Zurückweisung 
des Rechtsmittels.

Bntscheidungsgründe s

* I .
Das Berufungsgericht hä lt die Anfechtung des Kaufver­

trags durch die Klägerin fü r nicht begründet, weil eine 
Täuschung seitens der Beklagten nicht nachgewiesen se i. •

Was den Rücktritt vom Vertrag anlangt, so läß t das 
Oberlandesgericht dahingestellt, ob sich seine* Unwirksam­
keit nicht schon aus eigener Vertragsuntreue der Klägerin 
ergebe, indem s ie  die geschuldete Herbeiführung des Orpnd- 
schuldverzichts eines Gläubigers der Klägerin (Birma Z 
unterlassen habe. Es verneint ein R ücktrittsrecht der Klä­
gerin deshalb, weil h insich tlichdes.vereinbarten  Fällig­
keitstermins fü r .den Restkaufpreis (1. Februar 1953) die 
Oeschäftsgrundlage woggofallen seis Die Parteien seien bei 
Abschluß des Kaufvertrags vom 5. November 1-952' üb ere ins tim 
mend davon ausgegangen, die Beklagte werde mit Hilfe des 
von ih r  erwarteten.Eingliederungskredits den Restkayfpreis 
von 20 000. DM bis 1. Februar, no tfalls bis 1. März 1953 
bezahlen kennen -  hierzu t r i f f t  das Berufungsgericht eine 
Reihe von einzelnen Feststellungen über das zwischen den
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Parteien am 5. November 1952 mündlich Besprochene (BU 3. 
50/51, Buchst» aa bis ff) die pünktliche Zahlung 
sei nicht zur Bedingung gemacht, andererseits aber auch 
keine Stundung vereinbart worden; die genannte gemeinsame 
Vorstellung und Erwartung se i bei beiden Vertragsparteien 
(mindestens bei der Beklagten mit Erkennbarkeit für die 
Klägerin) fü r den Vertragsabschluß ursächlich und damit 
Geschäftsgrundläge geworden; diese Geschäftsgrundläge sei 
dadurch weggefallen, daß die Beklagte den Eingliederungs- 
kredit nicht (rechtzeitig ) erlangt habe; die Beklagte tre ffe  
daran kein Verschulden, da die Klägerin die zur Grundbuch- 
entwirrung nötigen Unterlagen nicht beschafft habe und 
später durch die einstweilige Verfügung,das Grundbuch habe 
sperren lassen«

Infolge des Wegfalls der Geschäftsgrundlage gälten 
nach § 242 BGB zwischen den Parteien diejenigen Rechtsfol­
gen, die die Parteien redlicherweise bei Kenntnis und Be­
rücksichtigung der nicht eingetretenen (gemeint: der 
wirklichen) läge vereinbart hätten; die gebotene, besonders 
sorgfältige Abwägung a lle r  Umstände des E inzolfalls unter 
Berücksichtigung des Grundsatzes der Vertragstreue fordere 
die Aufrechterhaltung der Verträge unter Erstreckung des 
Zahlungstermins für den Restkaufpreis * Pie Klägerin dürfe 
aus der ZahlungsVerzögerung solange keine für die Beklagte • 
nachteiligen Folgerungen ziehenj als sie ihre Pflichten 
(zunächst zur Grundschuldverfainderung und Unterlagenbe­
schaffung, je tz t  noch.zur Mitwirkung bei der Eintragung der 
Beklagten als Eigentümerin im Grundbuch) nicht e r fü l l t  habe, 
die Beklagte pflichtgemäß alles zur beschleunigten Erlan­
gung und Auszahlung des Eingliederungskredits Gebotene un­
ternehme und begründete Aussicht bestehe, daß das Einglie­
derungsdarlehen ohne außergewöhnliche Verzögerung an die



Beklagte zur Auszahlung gelangen werde» Dem stunden we­
der berUckslchtigungswürdige Interessen der Klägerin 
noch das Verhalten der Beklagten entgegen»

Zur Begründung seines Ergebnisses der Vertragsanpas- 
sung s t e l l t  das Berufungsgericht fest? Die Klägerin habe 
die zur Grundbuchentwirrung nötigen und von ih r  für späte­
stens 1» Dezember 1952 mündlich zugesagten Unterlagen 
nicht rech tzeitig  beschafft» In Kenntnis der Unmöglichkeit 
fristgemäßer. Zahlung der Beklagten und nach Ablehnung eines 
(im Ju li 1955 erklärten) Angebots der Beklagten auf Grund­
stücksrückgabe gegen Anzahlungserstattung habe die Klägerin 
mit der Beklagten noch am 13* Oktober 1953 die'beiden Er­
gänzungsverträge geschlossen, ohne sofortige oder b e fri­
ste te  Zahlung zu verlangen. Zwar habe die Beklagte den Ver­
trag vorübergehend selbst bekämpft, indem s ie  wegen des 
angeblich zu hohen Kaufpreises im Ju li 1953 der Klägerin 
die Rückgängigmachung anbot und am 10. August 1952 gegen 
die bauemgerichtliche Genehmigung des Vertrags vom 3* Juni 
1953 (erfolglos) Beschwerde einlegte* doch hätten die Par­
teien jedenfalls durch den in  Kenntnis des anhängigen Be- 
schwerdeverfahrens erfolgten Abschluß der beiden Ergänzungs­
verträge vom 13* Oktober 1953 unzweideutig erkennen lassen, 
daß sie an den Kaufverträgen grundsätzlich festhalten  
wollten. Die Beklagte habe alsbald danach, nämlich am 
1. Boveinber 1953, ihren Kreditantrag eingereicht, nachdem 
sie  sich schon vorher ganz crnetlielrf^xllerdings wegen der. 
fehlenden Grundbuchunterlägen erfolglos, um Kredit bemüht 
habe» Der Betrieb des Selchahofs durch die Beklagte sei in , 
sachlicher und persönlicher Hinsicht als förderungswiirdig . I 
anerkannt, der Gewährung eines zur RestkaufpreisZahlung aus­
reichenden Eingiiederungsdarlehens stehe nur noch das Eeh-



len der Gnmdbu chums ehreibung auf die .Beklagte als Eigen­
tümerin entgegen», Das Interesse der Klägerin an der Er­
füllung ih re r Verpflichtungen aus dem nachträglich abge­
schlossenen anderweitigen Verkauf des Geländes müsse 
zurücktreten h in ter dem Interesse der Beklagten, die mit 
ihrer. Familie schwere Opfer aur Erlangung einer neuen 
Existenz auf dem Selchahof gebracht habe (Hausverkauf der 
verwitweten Mutter der Beklagten zur Finanzierung der An­
zahlung im November 1952, jahrelange entsagungsvolle und 
erfolgreiche Arbeit der Beklagten und ihres Ehemannes auf 
dem Hof) •

I I .
Die Einzelrügen der Revision sind (abgesehen vön ih re r 

weitgehenden Gegenstandslosigkeit auf Grund der Darlegun­
gen unten III)  unbegründet*

a-) Das Berufungsjirteil . s tü tz t sowohl die Verneinung 
einer Täuschung als auch die Feststellung der Geschäfts-.- 
grundlage u«a« auf die Aussagen des Zeugen ReflBBBB, den 
es als vö llig  unbeteilig t und am Ausgang des Rechtsstreits 
in  keiner Weise in te re s s ie r t bezeichnet (BU S« 51, 52). Die 
Revision sieht darin einen Verstoß gegen die Denkgesetze, 
weil der Zeuge nach seiner eigenen Aussage von der Beklag­
ten den Planfertigungsauftrag zur Umgestaltung des Wirt­
schaftegebäudes erhalten habe und den Umbauauftrag für die 
Zukunft habe erhoffen können (Revisionsbegründung I 1 und 
I I  1). Das .Berufungsgericht hat jedoch diesen Umstand, wie 
die Revision nicht verkennt, bei der Prüfung der Zeugenaus­
sage auf ihre Glaubwürdigkeit nicht übersehen, sondern im 
Gegenteil ausdrücklich erwähnt (BU'S. 53); deshalb sind die 
beanstandeten, im Ausdruck allerdings mißverständlichen 
.Ausführungen des Berufungsgerichts ers ich tlich  dahin zu
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verstehen, der Zeuge se i am Prozeßausgang unmittelbar 
überhaupt nicht und m ittelbar nur in  so en tfern ter Weise 
in te re ss ie r t, daß daraus Bedenken gegen seine Glaubwürdig­
ke it nicht hergele ite t würden. Biese Würdigung lie g t im 
Rahmen des § 286 ZPO und enthält keinen Rechtsverstoß.
Im übrigen hat das Berufungsgericht seine ta trich te rlich e  
Überzeugung nicht a lle in  auf das Zeugnis ReM H HB, son­
dern noch auf eine Beihe von anderen Umständen gestü tzt, 
nämlich das Zeugnis des Ehemanns der Beklagten, zum Teil 
auch der Zeugen und H oBHH ) und nicht zuletzt
auf das einen Rückschluß. zulassende Verhalten der Parteien 
in  den auf den November 1952 folgenden Monaten.

b) Die Würdigung des Briefe des Ehemanns der Klägerin 
vom 2V* Oktober 1952 durch das' Berufungsgericht (BIT S. 45/44) 
verstößt entgegen der Annahme der Revision nicht gegen die 
Benkgesetze« Baß mit der im Brief genannten "Beschaffung” 
der erforderlichen Beträge die Auszahlung und nicht die 
Genehmigung gemeint se i, i s t  denkgesetzlich allerdings mög­
lich ,, aber keineswegs notwendig. Bas g i l t  schon hinsicht­
lic h  der Erfahrungstatsache, daß die Auszahlung von geneh­
migten^ Krediten wochenlang dauern kann, und e rs t recht von 
der subjektiven Vorstellung, die der Ehemann der Klägerin 
darüber bei Abfassung seines Briefes gehabt haben mag.

Bis Revision sieh t im Inhalt des Antwortschreibens der 
Beklagten vom 30. Oktober 1952 eine a rg lis tig e  Täuschung, 
weil es darin heiß t, die Beschaffung w eiterer M ittel sei 
schon e in g e le ite t, während tatsächlich, der Kreditantreg der 
Beklagten e rs t  im November 1953, also 11 (rich tig : 12) Monate 
»pater gestellt.worden se i. Gerügt wird h ie r offenbar die 
unvollständige Berücksichtigung des* Verhandlungsinhalts.
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Aber einmal gehört zur Einleitung der Beschaffung weiter­
er M ittel nicht notwendig die Einreichung eines bereits 
mit vollständigen Unterlagen versehenen Kreditantrags; 
sodann war ein derart vollständiger Antrag im Zeitpunkt 
des Kaufabschlusses mangelp Grundbuchentwirrung noch gar 
nicht möglich; endlich s t e l l t  das Berufungsgericht aus­
drücklich fe s t, daß sich die Beklagte schon, lange vor dem 
förmlichen Kreditantrag vom November 1955 um Krediterlan­
gung e rn stlich  bemüht hat (BU S, 71; vgl. dazu die GA 96 
« 275 befindliche Abschrift eines Schreibens des Mini­
steriums für Heimatvertriebene und Kriegs geschädigte Baden- 
Württemberg in  S tu ttgart an die Beklagte vom 15. Dezember 
1952). Die Annahme der Revision, mit jenem Schreiben der 
Beklagten se i der Eindruck erweckt worden, als stehe die 
Auszahlung eines Kredits unmittelbar bevor, s teh t in Wider­
spruch mit dem klaren Briefwortlaut; damit brauchte sich 
das Berufungsgericht infolgedessen nicht ausdrücklich zu 
befassen. Der von der Revision in  diesem Zusammenhang er­
wähnte Brief des Bankiers Konsul GlfBvom 1. September 
1952 i s t  vom Berufungsgericht ausdrücklich gewürdigt (BU S. 
45/46)5 ein Reohtsirrtum t r i t t  darin nicht zu läge.

c) Die Revision hä lt die Vorstellung von der Erlangung 
eines Kredits nur als Motiv, aber nicht als Geschäftsgrund- 
lage für möglich, weil dem 'Verkäufer denkgesetzlich gleich­
gültig  se i, woher der Käufer die M ittel zur Kaufpreiszah­
lung nehme; die Erwartung terminsgerechter Zahlung sei je­
dem Kaufvertrag eigen. Bas t r i f f t  zwar für die Regel der 
Bälle ta tsäch lich  zu (so auch im Ball des von der Revision 
inanderm Zusammenhang angeführten U rteils des Senats in  
KJW 1957, 217) 9 1 s t aber nicht denkgesetzlich notwendig.
Der vorliegende Ball hat die Besonderheit, daß gerade die 
Kaufgeldbeschaffung von einer Mitwirkung des Verkäufers



(Unterlagenbesorgung) abhängig war* von der nach der An­
nahme des Berufungsgerichts beide Parteien übereinstim­
mend ausgingen. Die Annahme des Berufungsgerichts, die 
pünktliche RestpreisZahlung aus Lastenausgleichsmitteln 
sei Geschäftsgrundlage, i s t  daher denkgesetzlich durch­
aus möglich.

Eu Unrecht s ieh t die Revision ferner einen Widerspruch 
zwischen d ieser Annahme und der Tatsache, daß.beim Vertrag 
vom 5. November 1952 als Käufer gar nicht die Beklagte 
se lb st, sondern ihre Mutter b e te ilig t war, die nicht die 
Flüchtlingseigenschaft besaß* Für die Frage der (subjekti­
ven) Geschäftsgrundlage kommt es nicht darauf an, ob die 
Möglichkeit der Erlangung eines Flüchtiingskredits objek­
tiv  gegeben war, sondern ob sich die Vertragsschließenden 
das subjektiv v o rs te llten ; das le tz te re  war nach der Fest­
stellung des Berufungsgerichts'der F a ll; daß die Vorstel­
lung objektiv nicht zu traf, berührt den Begriff der Ge­
schäftsgrundlage nicht, kann aber gerade den Wegfall der 

. GeschäftBgrundlage bedeuten. - '

d) Die Revision.bemängelt, das Berufungsgericht habe 
die zur Rechtserheblichkeit des Wegfalls der Geschäftsgrund­
lage erforderliche (BGH U rteil vom 29* Januar 1957, VIII. 2R 
204/56) Unzumutbarkeit der Leistung (hier* Restzahlung am 
1# Februar 1953) für den Schuldner nicht fe s tg e s te llt ;  die 
termingerechte Zahlung sei tatsächlich für die Beklagte 
zumutbar gewesen, da s ie  anderweitigen Kredit habe in  An­
spruch nehmen und die Bedingung vorheriger Eintragung im 
Grundbuch durch« eine Hinterlegung beim Notar ersetzen kön­
nen. Richtig i s t ,  daß das Oberlandeegericht die Unzumutbar­
keit nicht ausdrücklich dem Wortlaut nach f e s ts te l l t  (was 
damit'zusammenhängt, daß es sich in  der Frage des Wegfalls
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der Geschäftsgrundlage formulierungsmäßig großenteils 
an Larenz, Geschäftsgrundlage und Vertragserfüllung, an- 
schließt)o Dem Zusammenhang der Urteilsgründe i s t  jedoch 
su entnehmen, daß das Berufungsgericht der Sache nach 
den .von ihm fes tg es te llten  Sachverhalt im Sinne der Unzu­
mutbarkeit termingerechter Restpreis Zahlung gewürdigt hat. 
Seine eingehenden Beststellungen zur Begründung der Auf­
fassung, daß Treu und Glauben die Aufrechterhaltung der 
Verträge und der Erstreckung des Zahlungstermins gebieten 
(BU S. 64/66) und daß dem weder berücksichtigungswürdige 
Interessen der Klägerin, noch das Verhalten der Beklagten 
entgegenstehen (BU S. 67/74), ergeben mit hinreichender 
Deutlichkeit, daß die von der Revision verlangte Beschaf­
fung anderweitiger M ittel zur Restzahlung auch nach der 
Auffassung des Berufungsgerichts für die Beklagte nicht 
nur nicht möglich, sondern auch nicht zumutbar war, solange 
die Klägerin nicht die grundbuchmäßigen Voraussetzungen für, 
einen erfolgreichen Kreditantrag schuf.

e) Die 'Revision'sieh t schließlich in  der Feststellung 
des Berufungsgerichts über die Geschäftsgrundlage einen 
Verstoß gegen den eigenen Vortrag der Beklagten, der Zah­
lungstermin vom 1. Februar 1953 stehe nur auf dem Papier 
(BU S. 11), und gegen ihren Vorhalt an den Zeugen 
sie  habe'anläßlich der Protokollierung des Vertrags vom 
5', November 1952 darauf hingewiesen, bis 1. Februar 1955 
se i das Geld wohl noch nicht da. Das Berufungsgericht hat sich 
jedoch mit beiden, bereits  in  der Berufungsinstanz gegen­
über dem U rte il des Landgerichts erhobenen Einwänden aus­
führlich auseinandergesetzt (BU S. 48/49 mit 21/22); es 
hält der Klägerin mit eingehender ta tsäch licher Begründung 
entgegen, daß die z itie r te n  Äußerungen der Beklagten te ils  
aus dem Zusammenhang gerissen, te i ls  als bloße Erwähnung
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der logischen Folgen des Fehlens der Geschäftsgrundlage 
aufzufassen seien, und weist zusätzlich darauf hin, daß 
die Häufung mehrerer einander ausschließender Einwendun­
gen in  Prozessen keine Seltenheit und kein Grund für die 
Dnglaubwürdigkeit der einen oder andern von ihnen sei*
Diese Ausführungen enthalten keinen Rechtsirrtunu

I I I .

Die angefochtene Entscheidung t r i f f t  auch über die 
Einzelrügen der Revision hinaus'sachlich-rechtlich zwar 
nicht in  der Begründung, aber im Ergebnis zu.

a) Darüber, ob der Vertrag vom 3* Juni 1953 auch die 
wohl erforderliche Genehmigung nach dem Wohnsiedlungsgesetz 
gefunden hat, besagt das Berufungsurteil n ich ts . Die Frage 
kann jedoch dahingestellt bleiben* denn ein Anhaltspunkt 
für eine Genehmigungsversagung lie g t nicht vor, der Ver­
trag i s t  daher mindestens schwebend wirksam und die Klä­
gerin deshalb nicht schon aus diesem Grunde zur Rückfor­
derung dar Kaufvertrags le is  tungen berechtigt (RG2 129, 357, 
376, 382). ’

b) Gegen die Annahme eines Wegfalls der Geschäftsgrund- 
lage bestehen Bedönken. Dae Berufungsgericht hä lt bei se i­
ner Betrachtung die zwei Verträge vom 5. November 1952
und vom 3- Juni 1953 nicht genügend auseinander. Die beiden 
von Parteien und Gerichten gewürdigten Hauptgesichtspunkto, 
Anfechtbarkeit und Wegfall der Geschäftsgrundlage, können 
nach dem fes tg es te llten  Sachverhalt nur den ersten Vertrag 
vom 5. November 1952 zwischen der Klägerin und der Mutter 
der Beklagten berühren, aber nicht den zweiten Vertrag 
vom 3. Juni 1953 zwischen der Klägerin und der Beklagten
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se lb st, der erstmals rechtsgeschäftliche Beziehungen 
zwischen den Parteien h insich tlich  des Kaufgeländes 
begründet hat* Ob der Erstvertrag  anfechtbar war oder 
infolge Pehlens oder Wegfalls der Geschaftsgrandlage 
inha ltlich  verändert wurde, in te re ss ie rt fü r das Ver­
hältnis zwischen den Prozeßparteien nicht. Im Zeit­
punkt des Abschlusses des Zweitvertrages war fü r die 
Parteien bereits  durch Zeitablauf offensichtlich , daß 
sowohl die von der Klägerin behauptete seinerzeitige 
Angabe der Beklagten Über einen schon im November 1952 
alsbald auszahlbaren Kredit als auch die vom Berufungs­
gericht fe s tg e s te llte  gemeinsame ursprüngliche Vorstei-

♦

lung von der Möglichkeit rech tzeitiger Unterlagen^-und 
infolgedessen Kreditbeschaffung bis zum 1 * Februar, 
no tfa lls  1. März 1955 unrichtig  waren (vgl*.auch den 
Darlehensvertrag zwischen den Parteien vom 13. Februar 
1953). Deshalb konnte für den Abschluß des Vertrags 
vom 3» Juni 1953 weder die genannte angebliche Vorspie­
gelung der Beklagten noch die genannte gemeinsame Vor­
stellung beider Parteien ursächlich gewesen sein* Schon 
aus diesem Grunde i s t  der Vertrag vom 3. Juni 1953 einer­
se its  nicht anfechtbar} andererseits beruht er aber auch
nicht auf. einer Geschäftsgrandlage, die weggefallen wäre* ♦

Der hiernach a lle in  maßgebende Vertrag vom 3. Juni 
1953 sieh t in h a ltlich  (infolge unveränderter Bezugnahme 
auf den ersten Vertrag vom 5* November 1952, vgl* dessen 
Nr* XVIII) als Fälligkeitsterm in fü r den Bestkaufpreis 
den 1* Februar 1953 vor, also einen bereits s e i t  über 
v ier Monaten vergangenen Zeitpunkt, und bestimmt gleich­
zeitig  (durch dieselbe Bezugnahme) die Unverzinslich­
keit.* Diese Vertragsbestimmung i s t  erheblich unklar und 
daher auslegungsbedürftig* Nahe lie g t die Erwägung, daß
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die Parteien in  diesem Zeitpunkt, im Gegensatz zum 
Zeitpunkt des Erst Vertragsabschluss es, d ieser F ällig ­
keitsk lausel keine ernstliche Bedeutung mehr beimaßen; 
die fü r den 5. November 1952 vom Berufungsgericht 
ohne Rechtsverstoß abgelohnte Annahme, jener F ällig ­
keitsterm in stehe "nur auf dem Papier", i s t  fü r den 
3* Juni 1955 durchaus nicht abwegig. Bas Berufungsge­
rich t meint allerdings beiläufig , der E in tr i t t  der kalen­
dermäßigen F älligkeit könne nicht in  Zweifel gezogen 
werden (Btf 6 . 69) % es begründet diese Auffassung jedoch 
nicht w eiter. Falls eine erschöpfende Auslegung erge­
ben würde, daß bereits die vertragliche F ä llig k e it bis 
zur Erlangung eines Eingliederungskredits durch die Be­
klagte innerhalb einer dem normalen Verlauf entsprechen­
den Zeitspanne hinausgeschoben i s t ,  wäre, die R ücktritts­
erklärung der Klägerin schon deshalb unwirksam, weil es 
an der gesetzlichen Voraussetzung des Verzugs fehlen wür­
de (§§ 326, 264 Abs. 2 BGB). Eine abschließende Klärung 
dieser Frage und damit eine Zurückverweisung der Sache 
erübrigt sich jedoch, weil der R ücktritt auch bei Be- 
jahung der F älligkeit am 1. Februar 1953 aus dem’sogleich 
zu erörternden Grunde unwirksam i s t .

c) Die angefochtene Entscheidung re c h tfe r tig t sich 
im Ergebnis deshalb, weil die Rücktrittserklärung der 
Klägerin eine unzuläss ige Rechtsausübung d a rs to llt .
Bas Berufungsgericht hat diese Annahme aus dem Wegfall 
der Geschäftsgrundlage abgeleitet; s ie  erg ib t sich rich­
tigerweise aus dem vorangegangenen Verhalten der Kläge- * 
r in , wie es vom Berufungsgericht fe s tg e s te llt  i s t  (venire 
contra factum proprium).
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Die Ausübung eines Hechts, insbesondere auch eines 
G estaltungsrechts,ist anerkanntermaßen dann mißbräuchlich 
und deshalb unzulässig und unwirksam, wenn der Partner aus 
dem früheren Verhalten des Berechtigten nach Treu und 
Glauben auf eine bestimmte Sach- und Hechts läge ver­
trauen konnte und sich darauf eingerichtet hat (Soergel/ 
S iebert, BGB 8* Aufl. § 242 Anm. 0 I 4 a ) . Dabei i s t  ein 
größerer Zeitabstand zwischen dem früheren und den je tz i­
gen Verhalten des Berechtigten, anders als bei.Verwirkung, 
nicht erforderlich  (BGH U rteil vom 22* Januar 1958, V ZR 
27/57 S« 32, insoweit in  BGHZ 26, 256 nicht mit abgedruckt} 
RGZ 150, 232, 242)« Im vorliegenden Pall hat bereits auf 
Grund des Erstvertrags vom November 1952, der zwar auf 
den Namen der Mutter, aber im Interesse der Beklagten ge­
schlossen v/ar, die Beklagte mit ihrem Ehemann im Dezember 
1952 sich auf dem Selchahof niedergelassen und unter äußer­
s te r  Einschränkung ih re r persönlichen Lebensbedürfnisse 
eine erfolgreiche und förderungswürdige Hühnerfarm und 
damit eine neue Existenz aufgebaut (BU S« 66), wobei sie 
nicht nur mit der Finanzierung des restlichen  Kaufpreises 
durch ein Bingliederungsdariehen rechnete und rechnen durf­
te  (vgl« die BTT S« 66 in  Bezug genommenen beiden Auskünfte 
der Obersten Siedlungsbehörde), sondern auch mit dem Zuwar  ̂
ten der Klägerin »bis dahin« Die Einhaltung des ursprüng­
lich  vorgesehenen Zahlungstermins war nicht möglich, woil 
die Klägerin die erforderlichen Grundbuc hunt erlagen nicht 
rechtzeitig  beschaffen konnte (BU S. 64)« In Kenntnis die­
ses Sachverhalts haben die Parteien den Zweitvertrag vom*
3« Juni 1953 abgeschlossen (nach der einleuchtenden Darle­
gung der Beklagten zu dem Zweck, ein  in  der Person der b is­
herigen Käuferin liegendes Hindernis fü r den Eingliedcrungs- 
kredit -  Nichteigenschaft als Plüchtling -  zu beseitigen) e



Me Beklagte hat zwar danach im Sommer 1953 vorübergehend 
eine Rückgängigmachung des Kaufs angestrebt, s tieß  dabei 
aber auf den Widerstand der Klägerin, die ih re rse its  am 
Vertrag festhalten  wollte, und kam wieder von diesem Ge­
danken ab. Noch am 13* Oktober 1953 hat die Klägerin mit 
der Beklagten einen der Durchführung des Kaufvertrags 
dienenden Ergänzungsvertrag abgeschlossen* die Klägerin 
Hat damit zu erkennen gegeben, daß sie  mit ih re r Rest- 
kaufpreisforderung weiter auf die M ittel aus .dem Einglie­
derungsdarlehen zu warten bere it war (BXJ S. 65) o Sie war 
sich dabei bewußt, daß die Beklagte e rs t nach dem Abschluß 
dieser Verträge der fü r das Eingliederungsdarlehen zustän­
digen Behörde die nötigen Unterlagen vorlegen konnte und 
daß die Gewährung des Darlehens von der vorherigen Umschrei­
bung des Selchahofs auf die Beklagte abhängig war (BU S. 65)« 
Die Beklagte hat auch alsbald nach dem Abschluß dieser Ver­
träge, nämlich am 1* November 1953, bei der Obersten Sied­
lungsbehörde einen ordnungsmäßigen Kreditantrag g e s te llt , 
nachdem sie  sich schon vorher, allerdings mangels Unter­
lagen ergebnislos, um Kredit bemüht hatte (BU S. 65)*

"Bei d ieser vom Berufungsgericht ohne Rechtsirrtum 
fes tg es te llten  Sachlage war die Klägerin nach Treu und 
Glauben v erp flich te t, tro tz  der bisherigen Nichtzahlung 
des Restkaufpreises auch nach dem 13* Oktober 1953 am 
Vertrag fü r denjenigen Zeitraum festzuhalten, der zur 
Stellung'und Erledigung des Kreditantrags der Beklagten 
unter normalen Umständen notwendig war. Diese Zeitspanne' 
ging jedenfalls über den 31. Dezember 1953 hinaus. Die 
Rücktrittserklärung vom 4. Dezember 1953 war daher nach'
§ 242 BGB verfrüht und infolgedessen unwirksam.
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Auch spätere Rücktrittserklärungen, die etwa in  die 
Prozeßschriftsätze der Klägerin hiheingelesen werden könn­
ten , sind nach § 242 BGB nicht wirksam, weil die Klägerin 
der Beklagten durch die Erwirkung und Auswertung der e in st-

. '  i

weiligen Verfügung die Erlangung des Eingliederungskre- 
d its  auch weiterhin unmöglich gemacht hat.

IV.

Hiernach war, ohne daß es noch auf die behauptete 
Nichterfüllung der Vei*tragspflicht der Klägerin bezüg­
lich  der Grundschuld Zentaur ankomrat, die Revision mit 
der Kostenfolge aus § 97 ZPO als unbegründet zurückzuweisen

. Br. Augustin Schuster Rothe
Br. Preitag Br. Nattern
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